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Klägerin und Revisionsbeklagte°

Der 110 Senat des Bundessozialgerichts hat ohne münd—

liche Verhandlung am 220 August 1967
durch

Bundesrichterin Dro S c h w a r z

— Vorsitzende —9

Bundesrichter S o n n e n b e r g und

Bundesrichter Dro B u s s , ,
Bundessozialrichter B l o b e l “und

e r
"

Bundessozialrichter L-ä

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 160 September

1966 und des Sozialgerichts Osnabrück vom 220 März 1966

aufgehobeno' "% ‘ z' )

Die Klage wird abgewieseno

Kosten sind im Rechtsstreit nicht Zu erstatteno
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Die Beklagte bewilligte der Klägerin durch Bescheid vom
260 Oktober 1955 Rente wegen Berufsunfähigkeit von Dezem—

ber 1954 ano Bei der Umstellung im Jahre 1957 wurde die

Rente gemäß Art° 2 5.35 des Angestelltenversich runge—

Neuregelungsgeserzes (AnVHG) um einen Sonderzuschuß auf
insgesamt 120950 DM angehoben° Durch Bescheid vom 100 April

1958 erhöhte die Beklagte, weil die Klägerin das 650 Lebens—

jahr vollendete}9 die Rente auf Grund des Art° 2 @ 57 Abs„ 5

Satz 1 AnVNG um 2/15; sie errechnete die 2/15 aus dem Be—

trag von 120‚50 DM‚ so daß die Rente danach 158‚80 DM be—

trugc Die Rente wurde mehrfach den Änderungen der allge—

meinen Bemessungsgrundlege angepaßt; in Jahre 1965 betrug

sie nach der Anpassung auf Grund des 70 Rentennnspassungs—

gesetzes (RAG) 206,50 DMO . _
' 1

Anfang 1965 beantragte die K'ägerin7 die Rente gemäß Art02

@ 54 Abso 1 AnVNG (aF) noch um einen Zuschlag von 10 % zu
erhöhen und ihre Internierungszeit von 1945 bis 1948 als

rentensteigernde Ersatzzeit anzurechneno Die Beklagte ging

auf das erste Begehren im Bescheid vom 4° Juni 1965 ein9

stellte zugleich aber fest‚ daß bei der Anwendung des

Arto 2 5 57 ibso 5 Satz 1 LnVNG "laut dem BSG—Urteil vom
40 September 1958" (BSG 8? 118) nur die "Faktorenrente"

(dohg die nach Arto 2 5 51 errechncte geringere Umstellungs—

rate)9 nicht dagegen die "Sonderzuschußrcnte" um 2/15 er—
höht werden dürfe? weshalb der Bescheid vom 100 April 1958

rechtswidrig gewesen sei„ Die neue Rentenberechnung ergab

ab 10 April 1958 geringere Beträge als bishero Die Beklagte

forderte die überzahlten Beträge „icht zurück; sie zahlte

die Rente in der bisherigen Höhe weiter? behielt sich je—

doch vor? sie in Zukunft erst anzupassen9 wenn die wirklich

zustehende Rente den Zehlbctrag übersteige°
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Die Klägerin erhob Klage wegen der nicht angerechneten Inter—

nierungszeit0 Durch Bescheid vom 300 November 1965 trug die

Beklagte auch diesem Begehren Rechnung Sie berechnete die

Rente nochmals ab April 1961 neu und wandte für die vorher—

gehende Zeit Verjährung eine Die Neubereehnung ergab wieder

keine höheren Beträgeo Die Beklagte erklärte daher: " Es ver—

bleibt bei der bisherigen Rentenzehlung undzrar so lange, bis

die neu berechnete Rente durch künftige Rentenanpessungen die—

sen Betrag übersteigt Im übrigen wird auf den Bescheid vom

4 Juni 1965 verwies eno Die Bescheide vom 26 Oktober 1965,

100 April 1958 und 4 Juni 1965 werden hiermit aufgehoben9

und zwar ab 1 pril 1961" - .

Das Sozialgericht (SG) Osnabrück hat entsprechend dem Antrag

der Klägerin im Termin vom 220 März 1966 “die Beklagte unter

Abänderung der Bescheide vom 4„ Juni 1965 und 500 Nevember

1965 verurteilt, bei der Berechnung der Rente gegenüber dem

bisherigen Zahlbetrag die durchgeführte Anwendung des Arto 2

5 54 AnVNG sowie die Anrechnung einer Ersatzzeit renten—

steigernd zu berücksichtigen"° Die Berufung der Beklagten wies

das DandessozialgerLcht (BSG) Niedersachsen durch Urteil vom
160 September 1966 zurück° Nach der Ansicht des LSG durfte die

Beklagte den Bescheid vom 100 April 1958 nicht in der Weise

"beriehtigen"9 daß sie die Rente auf den Besitzstand von 1965

"einfrieren" ließ; die Beklagte habe auf den Antrag der KM ge—

rin die Rente vielmehr so neu feststellen müssen, "daß sie ab

10 April 1961 unter Zugrundelegung der umgestellten Rente

(Altersruhegeld) nunmehr zusätzlich die Vorschrift des Arte 2
@54 AnVNGund die Ersatzzei ten berücksichtigte" Von diesem
Zahlbetrag müs so die Beklagte bei allen Rentezzanp sungen ab

April 1961 "jetzt und in Zukunft ausgehen"o

Mit der zugelassenen Revision rügte die Beklagte eine Verletzung

der @@54, 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG), 79 des Ange—
stelltenversicherungsgesetzes (AVG)o
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Sie wies daraufhin9 daß es sich bei der Rente der Kläge—

rin um eine Rente handele? die auch seit dem 4„ RAG noch
“unter Zugrundelegung des bindenden Zahlbetrages anzu—

passen" sei (30 Rentengruppe)° In dem wäh end des Revisi—
onsverfahrens erteilten Anpassungehescheid vom 110 Nuvcm—

ber 1966 nach dem 80 RAG erhöhte die Beklagte demzufolge

die Rente9 ausgehend vom letzten Zahlbetrag von 206,30 DM?

für das Jahr 1966 auf 221,70 DM; bei der Anpassung'nech

dem 90 RAG im Bescheid vom 310 Januar 1967 ging sie dagegen

in Anwendung des @ 5 Abso 1 äatz 3 dieses Gesetzes von dem
für Januar 1967 ihrer Ansicht nach an sich zusteh.nden Be—

trag aus und errechnetc danach für 1967 eine Rentenhöhe

von 221,20 DM; für dieses Jahr zahlt sie jetzt den "besitz—

geschützten" letzten Betrag von 221,70 DM weitere
1

Die Klägerin ist im Revisionsverfahren nieht vertretene
, ‚ 11

Beide Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (55 124 Abso 2‚

1557 165 SGG)„

II
- - ‚ 2 | ‘Die Revision der Beklagten ist zulässige Auf sie ist nach”

zuprden9 ob das vom LSG bestätigte Urteil des SG Bestand

haben kann° Das ist zu verneinen„ Die Revision der Be—

klagten ist deshalb auch begründeto &

_ . _
.1

Mit dem LSG ist das BegehreL der Klägerin dahin zu ver—

stehen? daß es sich auf die Zeit ab April 1961 beziehto

Die so zeitlich begrenzte Klage hat sich ursprünglich ge—

gen den Bescheid vom 40 Juni 1965 gerichtetc Dieser Be—

eeheid ist 30600h im Laufe des Klageverfahrens für die

Zeit ab April 1961 durch den Bescheid vom 300 November

\1
...5...
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1965 ersdnt werdeno Das hat zur Folge? daß der neue Bescheid

Gegenstand des Verfahrens geworden ist() Nach 5 96 SGG wird auch

ein während des Klageverfahrens ergangener neuer Verwaltungsakt

Gegenstand des Verfahrens‚ wenn er den angefochtenea Verwaltungs—

akt ändert oder ersetzte Diese Voraussetzungen sind hier erfüllt°

Der Bescheid vom 300 November 1965 ist ebenso ein Verwaltungsakt,

wie es der Bescheid vom 40 Juni 1965 gewesen isto In beiden Be—

scheiden hat die Beklagte über das Begehren der Klägerin auf Ge—

währung einer höheren Rente entschiedeno Das Begehren hat sich

nur auf 5 79 AVG stützen könneno Es kann dahingestellt bleiben,

ob die Beklagte die Rente auf Gr nd von @ 79 AVG für die Zeit ab

April 1961 nochmals in der bisherigen "besitzgeschützten" Hdhe

festgestellt oder ob sie in Wahrheit nur das Begehren anf eine

höhere Bentenfeststellung abgelehnt hat (vglo rteil des BSG vom

100 Dezember 1964, SozRNro 1 zu @93 RKG‚ letzter Absetz)o Die
Eigenschaft beider Bescheide als “Verwaltungsskt” ist so oder so

zu bejahen°

Da der Béscneid vom 500 November 1965 den Bescheid vom 4„ Juni

1965 für die Zeit ab April 1961 ersetzt hat, ist nur noch der

Bescheid vom 500 November 1965 nun Gegenstand des Verfahrenso

Dabei kann offenbleiben, ob eine Klage gegen diesen Bescieid an

sich vorverfahrenspflichtig gewesen wäre; denn der Anwendung des

5 96 SGG steht ein unterbliebenes Vorverfahren nicht entgegen

(Urteil des BSGvom 30° Oktober 196299365R'Nr„16 zu 5 96 see)o

Entgegen der Ansicht der Vorinstanzen ist der Bescheid vom
500 November 1965 rechtmäßig° Die Klägerin kann nicht verlangen?

daß ihre Rente ab April 1961 erhöht wird, weil noch die Inter—

nierungszeit anzurechnen und ein Zuschlag von 10 % nach Art° 2
5 54 Abs„ 1 AnVNG aF zur Rente zu gewähren isto Die Vorinstanzen

haben die Beklagte zu Unrecht verurteilt9 beide Umstände zusätz-

lich "gegenüber dem bisherigen Zahlbetrag rentensteigernd zu be—

rüeksichtigen"o Das ist schon deShalh bedenklich gewesen‚ weil

\
_

6
_
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sich aus den Entscheidungen der Vorinstanzen nicht er—

gibt9 wie d1g Beklagte dieses rtcil vollzichen sollteo

Das hätte näher verdeutlicht werden müssen? weil die

Klägerin eine "Sonderzuschußrentc" im Sinne von Arto 2

5 35 AnVNG erhälto Eine solche Rente ist nur zu gewähren?

venn die nach @ 31 umgestelltc Rente (“Faktorenrente”)

unter dem um 21,— DM erhöhten letzten Rentenbetreg nach

altem Recht bleibto Es bedarf deshalb zweier Rentenberech—

nungen? die im Ergebnis miteinander zu vergleichen sindo

Dabei ist es von Bedeutung, daß der Zuschlag nach Arte 2

@ 54 Abs° 1 ;nVNG aF und die Internierungs zeit sich bei

beiden Rentenberechnungcn nicht in gleich rWeis e auswir—

ken können? der Zuschlag käme überhaupt nur bei der '

"Faktorenrent©“ in Betra ht (BSG 13, 83)„ Aber auch abge—

sehen von d1ésen Bedenken ist den Vorinstanzen nicht zu

folgen° Das Urteil des LSGenthält trotz längerer nts hei—

d n aggründe keine Begründung, weshalb die Beklagte bei

usätzlichey Berücksichtigung der von der Klägerin enge—

führten Umstände die Rente unbedingt erhöhen müßteo Das SG

hat das damit begründen wollen, daß der im Bescheid vom

10„ April 1958 fes tg estel te Rentenbetrxg “nicht sozusagen

abstrakt"? sondern "bezogen auf den seinerzeit zugrunde—

gelegten Sachverhalt" also ohne Berücksichtigung von Sach—

bezugen und Internicrungszeit, bindend geworden sci° Diese

Brwü Cung ändert jedoch nichts daran‚ daß der Bescheid vom

10. April 1958 nur in der festfcstelltcn Rentcnhöhc bin—

dend geworden ist Die nach 5 77 SGGeingetretene Bindunge—
wirkung steht zwar der Herabsetzung der Rentenhöhe ent—

geger; aus der Bindungswirkung ergiot 31ch aber nicht? daß

die Beklagte bei Berücksichtigung eines zusätz lichen Such—

erhalts die Rente in jedem Fall erhöhen müßtc„ Wie der

Senat bereits im Urteil vom 130 Euugust 1965 (ll/1 RA 366/62‚
"Die Angestelltenversich rung" 1965, 80 298) entschieden

hat? ist es aeriwereienerrngstrugcr deren % 77 neu nienü

orwchrt9 bei einer Neufeststellung nach % 79 AVG frühereu

__7._.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..7...

BerechnungSfehler "aufzufangen"o Der Versieherungsträger kann

und muß bei der Überprüfung einer Rente im Rahmen des 5 79 AVG

die Rente richtig berechnen und sie dabei auch richtig anpassen;

zu einer höheren Rentenfeststellung ist er nur genötigt9 wenn
die richtige Berechnung höhere Beträge ergibt? als sie bisher

festgestellt werden sindo Da dies hier nicht der Fall ist? ist es‘

richtig gewesen, daß die Beklagte in den Bescheid vom 300 Noveme

ber 1965 es bei den bisherigen Rentenzahlbeträgen von April 1961‚

bis zum Erlaß dieses_Beseheides belassen hatc

Mit der Frage, wie die Beklagte ab dem_8o RAG die Rente anzu—

passen hat‚ kann sich der Senat im vorliegenden Rechtsstreit

nicht befasseno Dabei kann dahingestellt bleiben, ob die vom

.SG ausgesprochene undivom LSG bestätigte "Änderung" des Be—

scheides vom 300 November 1965 überhaupt die Erklärung der Be—

klagten in diesem Bescheid über die künftige Rentenanpassung

betroffen hat, wofür das Urteil des SG keinen ;nhalt bieteto

Wie dem auch sei? der Bescheid vom 500 November 1965 hat jeden—

falls insoweit nieht "geändert" werden dürfen? weil die Erklärung

der Beklagten zur künftigen Rentenä■■asung nicht zum "Verfügunge—

satz" des Bescheides vom 30„ November ?965 gehört? so daß ihr

keine Beehtswirkung zukommto .ie die Be2ugnahme der Beklagten

auf die einschlägige Erklärung im Bescheidvom4„ Juni 1965
_klarstellt‚ hat die Beklagte sich lediglich "vorbehalten? die

'Rente in Zukunft erst anzupassen, wenn die richtig berechnete

und richtig angepaßte Rente den derzeitigen zu hohen monat—

lichen Zahlbetrag übersteigt"o Damit hat die Beklagte nicht im

Vorgriff auf künftige? im 'ortlaut noch unbekannte Rentenan—

passungsgesetze vorab die Rentenhöhc für spätere Anpassungs—'

jahre geregelto Die Unsicherheit9 die der Vorbehalt bei der

Klägerin hinsichtlich der künftigen Rentenhöhe (Rentenanpassung)

hervorrufen konnte9 rechtfertigt es nicht, in dieser Erklärung

einen zusätzlichen Verwaltungsakt zu sehen„ Das schließt nicht

aus‚ daß die Klägerin wegen der künftigen Rentenenpassungen

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 8 _

-\ 1

möglicherweise Feststellungsklage hätte erheben können?
‚wenn auch erst nach der Verkündung des oder der nächsten

Anp ssungsgesetzeo Darauf braucht jedoch hier nicht einge—

gangen zu werdeno Die Feststellungsklage kann jetzt jeden—

falls nicht mehr erhoben werden? weil die B klagte in—

zwischen über die Rentenanpassungen nach den beiden mittler—

weile erlassenen Anpassungsgesetzen, dem 80 und 90 RAG? durch

besondere Beseheidc entschieden hat, die nach $ 171 2bs° 2

SGG mit der Klage beim SG engefechten gelten° Füreine Fest—

stellungsklage fehlt damit das Rechtsschutzbedürfnisc Die

Klägerin hat die Möglichkeit‚ die Anpassung ihrer Rente

nach den beiden Anpassungsgesetzen.innerhalb der Klage beim

SG nachprüfen zu lassen, wenn sie mit den Bescheiden nicht

einverstanden ist° Dabei dürfte zu beachten sein‚ daß die

Rente der Klägerin —was das LSG offenbar übersehen hat—

sowohl vor als auch nach den Beseheiden vom 40 Juni 1965

und 505 November 1965 stets zur 30 Rentengruppe gehört hat?

auf die die 55 4 und 5 des 80 und 9D RAG Anwendung findeno

Dementsprechend hat die Beklagte bei der ’npessung nach dem

80 RAG —im Gegensatz zu ihrem Anpassungsvorbehalt in den

Bescheiden vom 40 Juni 1965 und 30° Noveiber 1965— den

letzten Zahlbetrag nach dem 70 RAG (206‚30 DM) zum An—
passungsbctrag genommen? ohne ihn zu “berichtigen”; das hat

sie erst bei der Anpassung nach dem 90 RAG auf Grund der nun
nach 5 5 Abs° 1 Satz 3 dieses Gesetzes gegebenen Berichti—

gungsmöglichkcit getano
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Die Urteile der Vorinstanzen sind {80h alledem aufzuheben°

Die Klage ist abzuweisen°

Die Kostenenischeidung beruht auf @ 193 5GG°
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